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Principienfragen der öſterreichiſchen Gewerbeordnung. 
Von Prof. Dr. Emanuel Herrmann. 
III. 


Die beiden erſten Capitel der ungariſchen Gewerbeordnung, 
welche über den Antritt und die Ausübung des Gewerbes Beſtim⸗ 
mungen treffen, ſtehen ſo ſehr auf der Höhe der Zeit und könnten 
mit einigen, das Verfahren und den Gewerbebehörden⸗Organismus 
betreffenden Aenderungen ſo leicht für die diesſeitige Reichshälfte an⸗ 
genommen werden, daß es kaum nöthig erſcheint, hierüber noch weitere 
Bemerkungen zu machen. 

Anders verhält es ſich mit dem Capitel vom Hilfsperſonale. 
Trotzdem das ungariſche Gewerbegeſetz in vielen Beziehungen mit den 
antiquirten Grundſätzen früherer geſetzlicher Regelungen des häklichen 
Verhältniſſes zwiſchen dem Arbeitsgeber und deſſen Hilfsarbeitern 
bricht, möchten wir hier doch noch um einen Schritt weiter gehen. 


Das ungariſche Geſetz theilt dieſes Capitel in drei Abſchnitte: 


a. von den Lehrlingen, b. von den Gehilfen und C. von den Fabriks⸗ 
arbeitern. 

Im Abſchnitte von den Lehrlingen treten einige Grundſätze 
hervor, welche nicht genug Anerkennung verdienen; nämlich vor Allem 
die Beſtimmung eines Minimalalters von 12 Lebensjahren, vor 


deſſen Vollendung Kinder als Lehrlinge nicht aufgenommen werden 
dürfen, dann die Forderung der Aufnahme des Lehrlings mittelſt 
ſchriftlichen Vertrages, endlich die Normirung der Arbeits⸗ 
zeit und das Verbot der Nachtarbeit hinſichtlich der Lehrlinge 
unter 14, rückſichtlich 16 Jahren. 

Auch im Abſchnitte von den Gehilfen begegnen wir vorgeſchrit⸗ 
tenen Grundſätzen, z. B., daß der zwiſchen dem Arbeitsgeber und dem 
Gehilfen abgeſchloſſene Vertrag, falls die Parteien nicht anders über⸗ 
eingekommen find, erſt nach Verlauf einer ein wöchentlichen 
Probezeit verbindlich wird, daß der Zwang zur Führung von 
Arbeitsbüchern entfällt. 

Aber gerade dieſe Fortſchritte nähern die geſetzlichen Normen 
hinſichtlich der Lehrlinge und Gehilfen ſo ſehr jenen hinſichtlich der 
Fabriksarbeiter an, daß kein weſentlicher Unterſchied mehr zwiſchen 
beiden zu entdecken iſt, und daß man daher mit voller Ueberzeugung 
den Wunſch ausſprechen kann, es moͤgen in der neuen öſterreichiſchen 
Gewerbeordnung auch noch die in dem ungariſchen Geſetze faſt wie 
zufällig ſtehen gebliebenen Unterſchiede, wie z. B. die Forderung eines 
Arbeiterverzeichniſſes und einer Fabriksordnung für größere Etabliſſe⸗ 
ments, durch paſſende Verallgemeinerung ebenfalls beſeitigt werden. 

Da es jedoch möglich iſt, daß man in der diesſeitigen Reichs⸗ 
hälfte nicht einmal das, was Ungarn hinſichtlich der Regelung des 
Lehrlings⸗ und Hilfsarbeiterverhältniſſes Vorzügliches geſchaffen hat, 
adoptiren wollte, jo müſſen wir die diesbezüglichen Grundſätze noch 
näher beurtheilen. 

Während der Berathung der Principienfragen des öſterreichiſchen 
Gewerbegeſetzes, welche vor Kurzem im Schooße des k. k. öſterreichi⸗ 
ſchen Handelsminiſteriums ſtattfand, wurde eine kleine Expertiſe ver⸗ 
anſtaltet, um aus dem Munde praktiſcher Gewerbetreibenden ſelbſt, 
das Für und Wider hinſichtlich der Hauptfragen zu vernehmen. 

Bei der Frage, ob nicht nur für Kinder, welche in den Fabriken 
beſchäftigt werden, ſondern auch für Lehrlinge im Kleingewerbe ein 
Minimalalter ſtatuirt werden ſolle, ſtimmten alle Experten für 
eine Gleichſtellung der Lehrlinge mit den jugendlichen Arbeitern in 
den Fabriken und insbeſondere mit Rückſicht auf das öſterreichiſche 
Reichs⸗Volksſchulgeſetz für ein Minimalalter von 14 Jahren. 
Es wurde dabei betont, daß gegenwärtig auch viele Kleingewerbe 
ſchon das Princip der Arbeitöthetlung eingeführt haben und in Folge 
deſſen den Lehrling gleich vom Anfang als Hilfsarbeiter ausnützen, 
daß aber die kleinen Unternehmer bei ihrer geringeren Bildung und 
ſchlechteren ökonomiſchen Lage weit mehr zur rückſichtsloſen Ausbeutung 
der Lehrlinge geneigt ſind als die größeren, meiſt höher gebildeten 
Fabrikanten. Der Einwand, daß beim Kleingewerbe die Controle über 
die genaue Befolgung dieſer geſetzlichen Norm kaum durchführbar 
wäre, wurde dadurch entkräftet, daß man auf das Inſtitut der Ge⸗ 
werbe⸗Inſpectoren hinwies, welches die öſterreichiſche Regierung einzu⸗ 
führen gedenkt und daß man zugleich an die Thätigkeit der Schul⸗ 
aufſichtsorgane erinnerte, welche jede Entziehung ſchulpflichtiger Kinder 
zu ahnden berechtigt ſind. 1 

Auch die Forderung eines ſchriftlichen Lehrvertrages wurde 
gewünſcht. Nur müſſe man es den Parteien freiftellen, denſelben ent⸗ 


weder ſelbſt zu verfaffen, oder vor dem Gemeindevorſteher zu Protokoll zu 
geben. Jedenfalls aber müſſe dem Gemeindevorſteher ein Pare des Contractes 
übergeben werden. Das bisher übliche Aufdingen und Freiſprechen unter 
Zuziehung der Organe der Genoſſenſchaft wird durch die Aufhebung 
der Zwangsgenoſſenſchaften ohnehin eine Aenderung erleiden. 

Die Experten verlangten endlich aus eigener Initiative eine ge⸗ 
ſetzliche Beſchränkung der Arbeitszeit der Lehrjungen. Es wurden 
Fälle mitgetheilt, wornach in gewiſſen Vorſtädten Wiens die Lehr⸗ 
jungen oft bis nach Mitternacht zur Arbeit angehalten werden, wenn 
der Meiſter viele Beſtellungen hat oder den Anfang der Woche „blau“ 
zu machen pflegt. Da es nicht ſelten vorkommt, daß Meiſter gar keine 
Geſellen, ſondern nur Lehrjungen halten, werden dieſe ununterbrochen 
zu ſchweren Arbeiten angehalten und müſſen oft ſogar nebenbei Tag⸗ 
köhner⸗ oder Hausknechtsdienſte verrichten, wie z. B. das Transpor⸗ 
tiren der Erzeugniſſe auf Zugwägelchen u. dgl. mehr. Wenn man da⸗ 
her aus Sanitätsrückſichten die Arbeitszeit der Kinder und jugend⸗ 
lichen Arbeiter in Fabriken beichränft und deren Verwendung zur 
Nachtzeit gänzlich verbietet, müſſe mindeſtens das Gleiche hinſichtlich 
der in vielen Fällen mit ſchweren und rückſichtslos angeſtrengten 
Lehrjungen verfügt ſein. 

Es mag wohl fein, daß die Expertiſe, welche nur ans Wiener 
Gewerbetreibenden, dann dem Präfidenten und dem Secretäre der 
Wiener Handels⸗ und Gewerbekammer beſtand, vorwiegend die weiter 
vorgeſchrittenen und ſchärfer zugeſpitzten Wiener Verhältniſſe im Auge 
hatte, und daß in den Provinzen noch an vielen Orten das alte ge⸗ 
müthlich⸗patriarchaliſche Verhältniß zwiſchen dem Lehrherrn und dem 
Lehrlinge beſteht, welches mehr den Beziehungen zwiſchen einem Zieh⸗ 
vater und dem Ziehfohne gleicht. Aber dieſe Verhältniſſe werden ſich 
auch in den Provinzen binnen wenigen Jahren weſentlich geändert 
haben, und dann wird auch dort das Geſetz den immer größer werden⸗ 
den Schäden der unbeſchränkten Ausbeutung der Lehriungen entgegen⸗ 
treten müſſen. 

Es wäre daher ſehr zu empfehlen, daß die §§ 44 und 45 der 
ungariſchen Gewerbeordnung) auch in Oeſterreich in Anwendung ge⸗ 
bracht würden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Auf Grundlage einer ſtillſchweigenden Vereinsgenehmigung nach 

Sr des Vereinsgeſetzes vom 15. November 4867 können ſolche 

ſtatutariſche Vereinsbefugniſſe nicht ausgeübt werden, zu deren Aus⸗ 

übung es nach den beſtehenden Geſetzen einer befonderen behördlichen 
Bewilligung bedarf. 


Die Arbeiter der gräflich Harrach'ſchen Glasfabrik zu N. haben 
im Jahre 1794 dort einen Schießſtand errichtet; ſeither wird alljähr⸗ 
lich zu Pfingſten die Feier dieſer Errichtung mit einem Königsſchießen 
begangen. Bei dieſem Schießen wird auf einen an einer Stange be⸗ 
feſtigten Vogel geſchoſſen. Derjenige, welcher das letzte Stück des 
Vogels herabſchießt, wird Schützenkönig genannt und bei dem Schießen 
auf Koſten der Schützengeſellſchaft bewirthet. Zu Pfingſten des darauf 
folgenden Jahres wird der Schützenkönig im feierlichen Aufzuge von 
ſämmtlichen Schützen mit Muſik von feiner Wohnung zur Schießſtätte 
geleitet. Dort muß er, falls er nicht wieder das letzte Stück des Vo⸗ 
gels herabſchießt, ſeine Würde und deren Emblem — eine ſilberne 
Medaille — an den glücklichen Schützen des Tages, der nun König 
für ein Jahr wird, abgeben. Die Schützengeſellſchaft hatte ihre Sta⸗ 


*) Dieſelben lauten: 

§ 44. Solche Lehrlinge, die ihr 14. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, 
dürfen — mit Einrechnung der Schulzeit — täglich nur zu zehnſtündiger, Lehrlinge 
über 14 Jahre aber zu zwölfſtündiger Arbeit verpflichtet werden; in beiden Fällen aber 
iſt während der Arbeit Vor⸗ und Nachmittags je eine halbſtündige, Mittags aber eine 
ganzſtündige Ruhezeit zu gewähren, und überhaupt können die Lehrlinge nur zu ſolchen 
Arbeiten angehalten werden, die ihrem Alter gemäß ihrer Körperkraft entſprechen. 

845. Zu Nachtarbeiten, das heißt zu Arbeiten von 9 Uhr Abends bis 5 Uhr 
Morgens dürfen Lehrlinge unter 16 Jahren überhaupt nicht verwendet werden; bei 
ſolchen Gewerbszweigen jedoch, deren Betrieb ohne Nachtarbeit aufgehalten würde, 
kann die Gewerbebehörde, unter Berückſichtigung der körperlichen Entwicklung des 
Lehrlings, geſtatten, daß Lehrlinge unter 16 Jahren, jedoch nicht jünger als 14 Jahre, 
bann die Hälfte der im § 44 genannten Arbeitsſtunden in nächtlicher Arbeit ver⸗ 

ringen. 
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tuten, in welchen beſondere Beſtimmungen über dieſen Umzug und die 
Art der Uniformirung der Schützen vorgeſehen waren. Mit der Wirk⸗ 
ſamkeit des Vereinsgeſetzes vom 26. November 1852 wurde dem Ver⸗ 
eine die Vorlage neuer Statuten von Seite der Statthalterei in P. 
aufgetragen und demſelben hiebei bedeutet, daß die Mitglieder ſich 
durchaus keiner Uniform, ſondern nur der bürgerlichen Kleidung be⸗ 
dienen und ſich auch nicht militäriſch organiſtren dürfen. In den im 
Jahre 1860 genehmigten Statuten kommt denn auch von einer Uni⸗ 
form oder einem feierlichen Aufzuge nichts vor. Dieſes Verhältniß blieb 
bis zum 2. September 1871. An dieſem Tage langte bei der Statt⸗ 
halterei in P. eine Eingabe dieſer Schützengeſellſchaft ein, in welcher 
ſie um Nichtunterſagung der Vereinsbildung nach den der Eingabe beilie⸗ 
genden neuen Statuten bat. In dieſen Statuten wird nach Darſtel⸗ 
lung des Zweckes der Schützengeſellſchaft auch angeführt, daß die Ver⸗ 
einsmitglieder bei dem Königsſchießen und ſonſtigen feierlichen Gelegen⸗ 
heiten uniformirt und bewaffnet auszurücken beabſichtigen. Die Uniform 
iſt der kaiſ. Jägertruppe ähnlich, die Armatur beſteht aus Handſtutzen, 
Hirſchfänger und Patrontaſche. 

Die Statthalterei unterſagte die Bildung des Vereins, weil 
die nach den früheren Statuten zur Statutenänderung erforderliche 
Zweidrittel⸗Mehrheit der Vereinsmitglieder nicht nachgewieſen ſei. 

Dieſe Entſcheidung ddo. 26. September 1871 kam dem Ver⸗ 
eine aber erſt am 2. October 1871, alſo nach Ablauf des nach § 6 
des Geſetzes vom 15. November 1867 zur Unterſagung beſtimmten 
Termines von vier Wochen zu. 

Der Verein brachte hiegegen in termino den Recurs ein, wies 
nach, daß die Zweidrittel⸗Majorität zur Statutenänderung allerdings 
vorhanden war und bat um Behebung des Statthalterei⸗Erlaſſes und 
zwar um ſo mehr, als der Verein ſeine Thätigkeit bereits 
begonnen habe, da die Unterſagung nicht in der geſetzlichen Friſt 
erfolgt war. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 12. Mat 1872, 3. 
5191 dem Recurſe in der Erwägung ſtattgegeben, daß die Statthal⸗ 
terei⸗Entſcheidung den Proponenten des Vereines erſt nach Verſtrei⸗ 
chung der im § 6 des Vereinsgeſetzes vom 15. November 1867 ge⸗ 
ſetzten Friſt zukam, eine Unterſagung daher nach § 7 dieſes Geſetzes 
mit Rechtswirkung nicht mehr erfolgen konnte. 

Die Statthalterei wurde aber zugleich aufgefordert, dem Vereins⸗ 
vorſtande zu bedeuten, „daß der Verein ſelbſtverſtändlich jene in den 
Statuten vorgeſehenen Rechte bezüglich der Uniformirung und des 


Ausrückens in Waffen, welche lediglich den Bürger⸗ und Schützencorps 


zukommen, in ſo lange nicht ausüben dürfe, als er nicht die hiezu 
nach dem Allerh. Patente vom 22. Mai 1851, R. G. Bl. Nr. 191 
erforderliche beſondere Bewilligung erwirkt habe, widrigens er ſich die 
Folgen zuzuſchreiben hätte“. Sr. 


Bei Auslegung der ſtifteriſchen Beſtimmung: „Namen des Stif⸗ 
ters führende Verwandte“ kann der Geburtsname einer Verheirate⸗ 
ten nicht als erloſchen angeſehen werden. 


In dem Stiftbriefe ddo. 6. October 1795 über die von Anton 
Freiherrn J. v. T. in dem Teſtamente von 18. April 1695, § 7 
gemachte Stiftung wird angeführt, es habe der Stifter in dieſem Te⸗ 
ſtamente angeordnet, daß die abfallenden Nutzungen von dem Stiftungs⸗ 
capitale pr. 30.000 fl. oder dem hiefür angekauften Gute an ſtudte⸗ 
rende Jünglinge ſeines Namens und zwar ſo lange, bis ſte zu einer 
Promotion im geiſtlichen oder weltlichen Stande gelangen, vertheilt 
werden ſollen, an welchem Genuß pro rata portionis des Einkommens 
auch jene feines Namens, welche in Kriegs dienſte treten würden, bis 
zur Gelangung zu einer Hauptmannsſtelle oder aber die krumm und 
lahm geſchoſſen oder ſonſt zu Kriegsdienſten untauglich werden ſollten, 
Theil zu nehmen hätten, gleichwie daß in jenem Falle, wenn ſich 
Niemand dieſes Namens weder in studiis noch in Kriegsdienſten be⸗ 
finden ſollte, der Genuß der Stiftung feinen drei Vettern Johann 
Baptift, Anton und Joſeph verbleiben ſoll. 

Auf Grund dieſer teſtamentariſchen Beſtimmung wird nun im 
Stiftbriefe angeordnet, daß die Intereſſen in nachſtehender Art ver⸗ 
theilt werden ſollen: 

a) an ſtudierende Verwandte des Stifters, ſoweit ſie deſſen 
Namen führen u. zw. bis zu ihrer Beförderung im geiſtlichen oder 
weltlichen Stande; 


b) an die im Krieg sdienſte ſtehenden Stifter ſchen Verwandten 
gleichen Namens u. zw. bis zur Erlangung einer Hauptmannsſtelle; dann 

c) an die im Kriege krumm und lahm geſchoſſenen oder ſonſt 
zu Kriegsdienſten untauglich gewordenen, ebenfallſigen Verwandten des 
nämlichen Namens, und falls endlich weder ein Studierender, noch 
in Kriegsdienſten in einem geringeren als dem Hauptmannscharakter 
ſtehender, noch ein zu Kriegsdienſten untauglich gewordener J. vor⸗ 
handen wäre, 

d) an die vorhandenen, den Namen des Stifters führenden Ver⸗ 
wandten vertheilt werden. 

Am 7. April 1870 ſtarb der im Genuſſe dieſer Stiftung ge⸗ 
ſtandene Privatlehrer Karl Ritter v. J. Am 25. October 1870 
wurde von der Statthalterei der Concurs wegen Beſetzung dieſer 
Stiftung jährlicher 860 fl. ausgeſchrieben. In der Concursausſchrei⸗ 
bung wurden die am Schluſſe des Stiftbriefes sub a, b, c und d an⸗ 
gegebenen Beſtimmungen bekannt gegeben. Es meldeten ſich drei Com⸗ 
petenten u. zw. Eliſe J., Witwe nach Karl Ritter v. J, Antonia J., 
Witwe nach Anton Freiherrn v. J. und Caroline, verehlichte Cz., 
Tochter nach Karl Ritter v. J. 

Die Statthalterei verlieh die Stifung an Caroline Cz., von der 


Anſicht ausgehend, daß die beiden competirenden Witwen, welche zu Lienbacher, 


dem Stifter in keinem Verwandſchaftsverhältniſſe ſtehen, wenn ſie auch 
deſſen Namen führen, keinen Anſpruch auf die Stiftung haben, hin⸗ 
gegen der Anſpruch der Caroline Cz., da ſie mit dem Stifter ver⸗ 
wandt iſt, anerkannt werden müſſe, indem dieſe Bewerberin ihren 
durch die Geburt erlangten Namen durch die Verehelichung und An⸗ 
nahme des Namens des Mannes keineswegs verloren habe. 

Gegen dieſe Verleihung wurde von Wilhelm W. dem Sohne 
eines weiblichen Abkömmlings der Familie von J. Beſchwerde beim 
Miniſterium eingebracht. Nach der Anſicht des Beſchwerdeführers 
könnte Caroline Cz. keinen Anſpruch auf dieſe Stiftung haben, weil 
nur die männlichen Mitglieder competenzfähig feinen und die Compe⸗ 
tentin den Namen J. durch die Verehelichung verloren habe. Der 
Beſchwerdeführer führte zum Belege hiefür ein Guberntaldecret vom 
3. Auguſt 1838, 3. 38.323 an, womit ihm auf Grund eines Hof⸗ 
kanzleidecretes vom 12. Juli 1838, 3. 15.399 ein Stiftungsplatz 
aus einer andern J. ſchen Stiftung verliehen wurde und worin er⸗ 
wähnt worden, daß die Familienſtiftung um die es ſich jetzt handelt, 
nur männlichen Verwandten des ſtifteriſchen Namens zugedacht ſei; 
dann einen Erlaß der Statthalterei vom 20. Jänner 1861, 3. 3973, 
worin anläßlich des von mehreren Mitgliedern der Shen Familie 
projectirten Anhanges zu der fraglichen Stiftung unter Anderem ge⸗ 
ſagt worden, der Wille des Stifters ſei ausdrücklich nur auf ſeine 
männliche ſeinen Namen führende Verwandtſchaft gerichtet. Das 


Petitum des W. ging nun dahin, die Verleihung der Stiftung an Venzmes, 


Caroline Cz. zu beheben, und da keine männlichen Bewerber ſich 
gemeldet haben, die Einleitung wegen Erlöſchung der Stiftung anzu⸗ 
ordnen oder für den Fall als erkannt würde, daß dieſe Stiftung auch 
weiblichen Abſtämmlingen und von weiblichen Verwandten abſtammen⸗ 
den Familiengliedern zukomme, dieſe Stiftung neuerlich auszufchrefben, 
damit er in die Lage komme, ſich auch um dieſe Stiftung zu be⸗ 
werben. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 5. April 1872, 3. 
3864 der Beſchwerde keine Folge gegeben, „weil die Behauptung, 
daß die Stiftung überhaupt nur männlichen Verwandten des Stifters 
zukomme, und daß ſonach in Ermanglung von Bewerbern, die zu den 
Kategorien a, b und e des Stiftbriefes gehören, auch nach der An⸗ 
ordnung lit. d nur Männer berückſichtigt werden können, in dem 
Wortlaute der letzteren Anordnung keine Begründung findet, weil die 
für die ebenerwähnte Behauptung angeführten früheren Erläſſe der 
beſtandenen Hofkanzlei vom 12. Juli 1838, 3. 15.399 und der 
Statthalterei vom 21. Jänner 1861, 3. 3973 als Specialentſchei⸗ 
dungen, welche überdies die Verleihung des in Rede ſtehenden Stif⸗ 
tungsgenuſſes nicht zum Gegenſtande hatten, für ſpätere Entſcheidun⸗ 
gen nicht maßgebend find; endlich, weil die mit dem Stiftungsgenuſſe 
bedachte Competentin ungeachtet ihrer Verehelichung mit K. W. Cz. 
noch immer zur Führung ihres Familiennamens berechtigt und daher 
als eine, den Namen des Stifters führende Verwandte im Sinne des 
Stiftsbriefes (Punkt lit. d) zu betrachten iſt.“ Sch. 
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Not iz. 


(Arzneivorſchreibungen auf Rechuung des Staatsſchatzes 
oder eines öffentlichen Fondes.) Diesfalls gilt mit Beziehung auf die einge⸗ 
führte neue öſterreichiſche Pharmakopue und auf die mit Verordnung vom 17. Sep⸗ 
tember 1869, 3. 12.331, beſtimmte neue öſterreichiſche Arzneitaxe hinſichtlich der auf 
Rechnung des Staatsſchatzes oder eines vom Staate verwalteten Fondes vorkommen⸗ 
den Arzneiverſchretbungen Nachſtehendes: 

§ 1. Die Aerzte find bei den bezüglichen Ordinationen in der Regel auf die 
in der letzten öſterreichiſchen Pharmakopze und Arzneitaxe enthaltenen Arzneimittel 
beſchränkt und an die nachfolgenden Beſtimmungen gebunden. 
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Ausnahmen ſind auf dem von ihnen mitzufertigenden Apothekerconto in Kürze 
zu begründen. 

§ 2. Es dürfen nur jene Arzneimittel, welche zur Heilung oder ausgiebigen 
Linderung einer Krankheit nothwendig ſind, verſchrieben werden. Dabei muß die Ver⸗ 
ſchreibsweiſe jederzeit die einfachſte und wohlfeilſte ſein und von zwei oder mehreren 
Arzneimitteln, deren jedes denſelben Zweck erfüllen kann, darf immer nur das billigere 
verſchrieben werden. 

$ 3. Die Solution ift bei jedem Arzneimittel, bei welchem fie zuläſſig ift, der 
Pulverform vorzuziehen. 

§ 4. Salze dürfen nur dann als alkoholiſtrte Pulver verſchrieben werden, wenn 
ſie anderen Pulvern oder Latwergen oder ſolchen Flüſſigkeiten beizumengen ſind, in 
welchen ſie entweder an und für ſich oder in der verordneten Menge ſchwer löslich ſind. 

§ 5. Pulver aus Mitteln, welche ſchon in kleinen Doſen wirkſam find, müſſen 
in Specialdoſen abgetheilt werden, dagegen iſt bei Pulvern aus Mitteln, welche erſt in 
größeren Doſen wirkſam find, die Abtheilung in Specialdoſen zu vermeiden. 

§ 6. Der Zufatz von Zucker zu Pulvern fol nicht über 5 Gran pro dosi bes 
tragen. — Zucker für ſich allein darf nicht aus der Apotheke verfchrieben werden. 

§ 7. Zur Berbefferung oder Deckung des Geſchmackes einer Arznei dürfen: 

a. farbloſe Oblaten, 

b. für eine Flüſſigkeitsmenge bis zu 8 Unzen entweder Zucker bis zu 2 Quent⸗ 
chen oder ein billiger Syrup oder Mel depuratum bis zu einer halben Unze oder Ex- 
tractum liquiritiae bis zu 20 Gran verſchrieben werden. 

-$ 8. Getränke, einfache Auflöſungen, Aufgüſſe oder Abkochungen der nicht 
mit einem Kreuze bezeichneten Arzneimittel, ſerner Umſchläge und Senfteige ſind wo 
möglich nicht in der Apotheke, ſondern von dem Wartperſonale oder von den Ange⸗ 
hörigen des Kranken nach der Weiſung des Arztes bereiten zu laſſen. 

§ 9. Das Aufſtreichen von Pflaſtern ift nur dann in der Apotheke vornehmen 
zu laſſen, wenn es nicht durch jene Perſonen in entſprechender Weiſe geſchehen kann, 
welche den Kranken umgeben. 

§ 10. Zu Umſchlägen iſt in der Regel Waſſer zu benützen. Werden Leinſamen⸗ 
köcheln für nothwendig erachtet, fo darf zu ihrer Bereitung nur die farina placenta- 
rum seminum lini (Leinſaamenkuchen⸗Mehl) verſchrieben werden. — Die Verſchreibung 
von Eis zu Umſchlägen und Einkühlungen iſt nur da geſtattet, wo dasſelbe leicht und 
billig zu Gebote ſteht. 

§ 11. Der Gebrauch der Blutegel iſt auf den dringendſten Bedarf zu beſchränken. 

§ 12. Wenn in einem Krankenſaale einer Krankenanſtalt zu derſelben Ordina⸗ 
tionszeit die gleichen Arzneien für mehrere Kranke benöthigt werden, ſo ſind dieſe 
Arzneien unter Bezeichnung der Bettnummern mittelſt Ziffern und der Anzahl der 
Stucke mittelſt Buchſtaben in einer Verſchreibung zuſammenzufaſſen. 

§ 13. Bei Wiederholungen einer Arznei iſt jedesmal ein neues Recept zu ſchreibeu. 

§ 14. Sowohl die Arzneimenge als die Gewichtsmenge find mit ausge, 
ſchriebenen Worten derart deutlich zu bezeichnen, daß über das Mittel, die Menge und 
den dafür entfallenden Taxpreis kein Zweifel entſtehen kann. 

§ 15. Die Recepte oder Ordinationszettel müſſen mit der deutlichen eigenhän⸗ 
digen Unterſchriſt des Arztes verſehen fein. 

§ 16. Auf jedem Recepte oder Ordinationszettel, nach welchem in einer öffent⸗ 
lichen oder in einer Hausapotheke Arzneien abgegeben werden, iſt der Taxbetrag unter 
Specificirung der Theilbeträge nach den Materialien, der Arbeit und den Gefäßen in 
Ziffern deutlich auſzuſchreiben und von demjenigen, welcher die Tarirung vorgenommen 
hat, zu unterfertigen. 

Wo die Firma der Apotheke nicht ohnehin aus anderen Umſtänden ſchon er⸗ 
helfet, iſt dieſelbe unter Einem erſichtlich zu machen. 

Auf der Signatur hat derjenige, welcher die Arznei expedirte, jedesmal das 
Datum der Expedition und ſeinen Namen anzufetzen. 

§ 17. Als Gefäße dürfen nur grüne Arzneigläſer, gewöhnliche Arzneitiegeln 
und Pappſchachteln ohne Falz verrechnet werden. 

Für Arzneien, welche die Verabfolgung in Papierſäckchen zulaſſen, ſind Papier⸗ 
ſäckchen zu verſchreiben. Bei Arzneien, welche durch die Einwirkung des Lichtes zerſetzt 
werden, iſt das Glas mit ſchwarz geſärbtem Papier zu umhüllen. 

$ 18. Eine Aufrechnung von Gefäßen ift überhaupt nur dann geftattet, wenn 
die Kranken außerhalb des Standortes der öffentlichen oder der Hausapotheke ſich be⸗ 
finden und wenn eine Arznei das erſte Mal verabreicht wird. Bei Wiederholungen 
derſelben Arznei oder bei ſpäterer Verordnung einer anderen, welche in demſelben Ge⸗ 
fäße verabfolgt werden kann, iſt die Aufrechnung für das letztere nicht mehr geſtattet, 
daher auch das Gefäß für einen ſolchen Fall in die Apotheke zurück zu ſenden. 

§ 19. Aerzte, welche bei ihren Ordinationen von obigen Vorſchriften abweichen 
ohne die Abweichung ſtichhältig zu rechtfertigen, werden zum Erſatze der durch ſolche 
Ordinationen verurſachten Mehrauslagen verhalten. (Erlaß des Miniſters des Innern 
vom 21. März 1870, Z. 229.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem auf den Statthalterpoſten in Mähren verſetzten 
bisherigen Statthalter in Nieder⸗Oeſterreich Philipp Freiherrn Weber v. Eben⸗ 
hof gleichzeitig die geheime Rathswürde verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Leibarzte Ihrer Majeſtät der Kaiserin Karolina 
Augufta, Profeſſor der Anatomie in Salzburg Dr. Karl Aberle den Titel und Rang 
eines k. k. Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hoch⸗ und Deut chmeiſteriſchen Hofrathe und Vor⸗ 
ſtande der deutſchen Ritterordenskanzlei Anton Genſer als Ritter des Ordens der 
eiſernen Krone dritter Claſſe in Gemäßheit der Ordensſtatuten den Ritterſtand mit 
dem Prädicate „Fichtenthal“ verliehen. 

Seine Majeſtät haben geſtattet, daß dem Miniflerialrathe und geweſenen 
Finanzlandesdirector in Prag Laurenz Forſt anläßlich feiner Verſetzung in den bleiben⸗ 
den Ruheſtand die Allerhöchſte Zufriedenheit mit ſeiner vieljährigen Dienſtleiſtung be⸗ 
kannt gegeben werde. 

Seine Majeſtät haben dem Ingenieur Damian Stoczek den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Ober⸗Ingenieurs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter der Landeshauptſtadt Czernowitz 
Anton Kochanowski den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne zweiter Claſſe in Radautz, 
Oreſtes Renney v. Herszeny das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne erſter Elaſſe Albert Speng⸗ 
ler den Titel und Charakter eines Statthalteretrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphendirector Karl Zelli in Wien den Titel 
und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe zweiter Claſſe der böhmiſchen 
Finanzlandesdirection Alois Chriſt die Oberfinanzrathsſtelle erſter Claſſe bei der 
Finanzlandesdirection in Innsbruck verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der mähriſchen Finanzlandes⸗ 
direction Heinrich Inquart die Finanzbezirksdirectorsſtelle in Brünn verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem proviſ. Leiter der Dikaſterialgebäudedirection, Bau⸗ 
inſpector Joſeph Weiß den Titel und Rang eines Finanzrathes — und dem bei dieſer 
Direction in Verwendung ſtehenden Kanzleiofficiale des Finanzminiſteriums Joſeph 
Schönbeck den Titel und Rang eines Rechnungsrathes verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär der böhmiſchen Finanzlandesdirection 
Joſeph Kalliwoda zum Finanzrathe u. Finanzbezirksdirector in Leitmeritz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Miniſterialconcipiſten im Finanzminiſterium Franz 
Jansky zum Finanzrathe im Bereiche der böhmiſchen Finanzlandesdirection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Commiſſärsadjuneten der Generalinſpection der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen Karl Werner zum Generalinſpeetionscommiffär zweiter 
Claſſe ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Berghauptmänner Johann Jurasky, Joſeph 
Trinker, Mathias Lumbe, Heinrich Wachtel, Philipp Kirn bauer, Andreas 
Ur ſié und den Oberbergeommiſſär Alois Bouthillier zu Bergräthen; — die 
Oberbergcommiſſäre Adolf Grimm, Joſeph Ivanié, Theodor Borufka, Martin 
Pokorny, Franz Kammerlander; den Finanzlandesdirections⸗Seeretär Eduard 
Windakiewicz, den Oberbergeommiſſär Joſeph Fleiſchanns; die Bergcom⸗ 
miſſäre Adolf Kopetzkty, Theodor Tobias Edlen v. Hohendorf, Karl Auer⸗ 
hann, Wilhelm Reuß u. Irenäus Stengl zu Oberbergrommiſſären; —die Bergcom⸗ 
miſſäre: Victorin Pelikan, Adolf Michael, Wilhelm Ritter v. Fritſch, Guſtav 
Wehrle, Joſeph Gleich, Anton Kautny, Franz Winhofer, Alois Wasmer, 
Wenzl Pichler, Emanuel Riedl; die Bergeommiſſäre Johann Tuskany, Johann 
Lhotsky, die Berggeſchwornen mit Titel und Charakter von Bergeommiſſären 
Chriſtian Mlady u. Alois Palauſch, die Berggeſchwornen Rudolf Peiffer, 
Rudolf Heyd, Franz Schalſcha, Georg Hecht, Rudolf Knapp und den Berg⸗ 
director Heinrich Walter zu Bergcommiſſären, den Bergmeiſter Franz Aich ing er, 
den Oberbergſchaffer Anton Horinek, den Berggeſchworen Ludwig Jaroljmek, 
die Bergweſenserpectanten, Reinhold Jauernigg und Max Kraft und den Con⸗ 
ceptspracticanten Dr. Ludwig Haberer zu Adjuncten, den Conceptsprakticanten Jo⸗ 
ſeph Tikl und den Privat⸗Markſcheider Franz Gabriel zu Bergbaueleven, die Kanz⸗ 
leiofficiale Ladislaus Stech, Franz Emler, Adolf v. Ltebetrau u. Karl Hellen⸗ 
bauer zu Kanzleiofficialen, endlich die Kanzleiofficiale Alois Berger, Joſeph Er⸗ 
mich, Guido Schopf, Robert Reinhard, Anton Kern und Ferdinand Spurny 
zu Kanzelliſten mit dem Titel von Kanzleiofftcialen, dann die Kanzelliſten Alois Lux, 
Joſeph Machalitza, Karl Senft und Anton Pelikan zu Kanzelliſten im Status 
der zu activirenden Bergbehörden ernannt. 


Erledigungen. 


Hilfsämterdirectorsſtelle bei der nieder⸗öſterr. Statthalterei mit dem Gehalte 
von 1500 fl., eventuell 1000 fl. und Quartiergeld 250 fl., eventuell Officialſtellen mit 
dem Gehalte jährlicher 800 fl., 700 fl. oder 600 fl. und dem Quartiergelde 150 fl. 
bis 16. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 152.) 

Bauadjunctenſtelle für den Staatsbaudienſt in Niederöfterreich, Gehalt 800 fl. 
eventuell 700 fl. und im Falle der Verwendung in Wien Quartiergeld jährlich 150 fl. 
bis 24. Juli 1872 N 

Proviſoriſche Bauadjunctenſtelle, Gehalt 700 fl. und Bauprakticantenſtelle mit 
dem Adjutum von 400 fl. im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Schleſien, bis 31. Juli 
1872. (Amtsbl. Nr. 149.) 

Forſtprakticantenſtelle bei der Statthalterei in Zara eventuell Candidaten mit. 
dem Adjutum jährlicher 400 fl., bis 18. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 152.) 

Zwei Bauadjunetenſtellen, Gehalt 600 fl., Bauprakticantenſtellen zwei mit 
500 fl. und zwei mit 400 fl. und Quartiergeld bei der Baubrauche der croat. ſlavoni⸗ 
ſchen Militärgrenze, bis 15. Auguſt 1872. Geſuche an das General⸗Commando in. 
Agram. (Amtsbl. Nr. 152.) 

Zwei Diurniſtenſtellen bei dem k. k. Steueramte in Sechshaus, Taggeld 1 fl. 
bis 8. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 149.) 
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Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


